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M edizinisch nicht indizierte
Zirkumzisionen werden in

Deutschland bei Jungen vor allem
aus religiösen Gründen vorgenom-
men. Wenn beispielsweise Eltern
als Personensorgeberechtigte diesen
Eingriff wünschen, stehen Ärzte –
vor allem (Kinder-)Chirurgen und
(Kinder-)Urologen – vor einem Di-
lemma: Einerseits gewährt das deut-
sche Grundgesetz den Eltern das
Recht, das Leben und die Entwick-
lung des der Personensorge unter-
stellten Kindes mehr oder weniger
frei von jeglicher Bevormundung zu
gestalten, erst recht, wenn es um re-
ligiöse Belange geht. Andererseits
wird von dem Arzt die Vornahme ei-
nes Eingriffs verlangt, für den keine
medizinische Notwendigkeit be-
steht. Zwar wird sie in solchen Fäl-
len oft und gern behauptet, etwa in
Form einer Vorhautverengung, doch
selbst bei einer positiven Diagnose
besteht in den meisten Fällen keine
Notwendigkeit, den Jungen zu zir-
kumzidieren, weil es Erfolg verspre-
chende alternative Behandlungsme-
thoden und -mittel gibt.

Wie ein Arzt sich verhalten soll,
hängt ganz entscheidend davon ab,
ob eine medizinisch nicht notwen-
dige Zirkumzision als strafbare
Körperverletzung im Sinne des
§ 223 Absatz 1 des Strafgesetzbuchs
(StGB) einzustufen ist. Ärzte stehen
der medizinisch nicht indizierten
Zirkumzision bei Minderjährigen
schon länger kritisch gegenüber (1,
2). Die Rechtsprechung hat das
Problem bislang noch nicht erreicht
(abgesehen von Behandlungsfehlern
oder einer Zirkumzision trotz feh-
lender Einwilligung). Kurz: Der Zu-
stand ist unbefriedigend, weil es kei-
ne Rechtssicherheit gibt (3).

Ungerechtfertigter Eingriff in
die körperliche Integrität
Eine körperliche Misshandlung nach
§ 223 Absatz 1 StGB liegt vor im
Fall einer unangemessenen und üblen
Behandlung, durch die das körperli-
che Wohlbefinden oder die körperli-
che Unversehrtheit mehr als nur un-
erheblich beeinträchtigt wird. Die bei
einer Zirkumzision vorzunehmende
teilweise oder vollständige Entfer-

nung der Vorhaut stellt einen nicht
nur unerheblichen Substanzverlust
dar, sie ist mithin eine Verletzung
der körperlichen Unversehrtheit.

Vor allem bezogen auf religiöse
Beschneidungen ist manchmal die
Rede davon, dass eine Zirkumzision
sozialadäquat sei, also nicht unan-
gemessen und übel (4). Das ist nicht
überzeugend, auch weil es wider-
sprüchlich wäre, einen ärztlichen
Heileingriff – wie es die Rechtspre-
chung tut – tatbestandlich als Kör-
perverletzung einzustufen, hinge-
gen bei einer medizinisch nicht indi-
zierten Zirkumzision eine Körper-
verletzung wegen Sozialadäquanz
zu verneinen. Folglich ist in jeder
Zirkumzision eine Körperverlet-
zung im Sinne des § 223 Absatz 1
StGB zu sehen. Allgemein gilt also:
Ohne eine Rechtfertigung darf nie-
mand in die körperliche Integrität
eines anderen eingreifen.

Eine Körperverletzung ist nicht
rechtswidrig, wenn der Eingriff ge-
rechtfertigt ist. Das ist zu bejahen
bei Vorliegen einer wirksamen Ein-
willigung des Patienten, wobei es
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grundsätzlich keine Rolle spielt, ob
der Eingriff medizinisch indiziert ist
oder nicht. 

Liegt die Einwilligungsfähigkeit
bei einem Minderjährigen noch
nicht vor, kann eine Einwilligung in
erster Linie von den Inhabern der
Personensorge erklärt werden –
meist von den Eltern. Ihre Einwilli-
gung ist gemäß § 1627 Satz 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs aller-
dings daran gebunden, dass die Per-
sonensorge „zum Wohl des Kindes“
ausgeübt wird, andernfalls sind
die Personensorgeberechtigten nicht
dispositionsbefugt. Damit eine Ent-
scheidung im „Wohl des Kindes“
liegt, muss sie seinen Interessen ent-
sprechen, vereinfacht formuliert:
vorteilhaft sein. Sind mit einer Maß-
nahme auch Nachteile verbunden,
müssen sie von den Vorteilen über-
wogen werden. Letztlich läuft alles
auf eine Güterabwägung hinaus.

Der Schaden bei einer Zirkumzi-
sion liegt im irreversiblen Verlust
von Körpersubstanz. Manche halten
den Verlust der Vorhaut allerdings
für unbedeutend, weil der Vorhaut
keine Funktion zukomme (5). Eine
solche Sicht ist nicht überzeugend,
weil es sehr wohl Funktionen gibt,
die die Vorhaut erfüllt (1). Fehlt sie,
wird etwa die Eichel nicht mehr
feucht gehalten, ist vielmehr ständig
einer trockenen äußeren Umgebung
ausgesetzt – weswegen die Empfin-
dungsfähigkeit abnimmt (6).

Bedacht werden müssen zudem
mögliche Risiken einer Zirkumzisi-
on. Schwere Komplikationen (zum
Beispiel eine Harnröhrenfistel) sind
sicherlich selten, kommen aber ge-
rade nach nicht ärztlich durchge-
führten Beschneidungen vor. Kom-
plikationen, die ohne Verschulden
des Operateurs auftreten, sind da-
gegen viel häufiger und müssen
dementsprechend gewürdigt wer-
den: In bis zu 32 Prozent werden
Meatusstenosen nach Neugebore-
nenzirkumzisionen beobachtet (1).
Schließlich sind die möglichen psy-
chischen Auswirkungen zu berück-
sichtigen: Es gibt Hinweise darauf,
dass ältere Kinder den Eingriff als
Angriff wahrnehmen, der dem Kör-
per Schaden zufügt (7). Selbst bei
Feten ist Schmerzempfinden vor-
handen, spätestens ab der 22.

Schwangerschaftswoche, ganz zu
schweigen von einem „Schmerzge-
dächtnis“ nach der Geburt (8).

Sicher gibt es auch medizinische
Indikationen für eine Zirkumzision,
so etwa bei einer manifesten Phimo-
se. Aber auch chronische oder rezidi-
vierende Entzündungen der Eichel
oder Harnwegsentzündungen können
in seltenen Fällen die Notwendigkeit
einer operativen Entfernung der Vor-
haut begründen (1). Hiervon sind
aber maximal ein bis vier Prozent der
Jungen betroffen. Zudem handelt es
sich meist um chronisch kranke Kin-
der, zum Beispiel mit angeborener
Meningomyelozele mit neurogener
Blasenentleerungsstörung.

Bei Phimose ist der Eingriff
meist nicht indiziert 
Es kommt sehr oft vor, dass Eltern,
die eine religiös motivierte Zirkum-
zision wünschen, zunächst das Vor-
liegen einer Phimose behaupten,
manchmal auch, um die Kosten von
der Krankenkasse übernehmen zu
lassen. Doch selbst wenn eine solche
Erkrankung tatsächlich diagnosti-
ziert werden kann, greifen Ärzte in
vielen Fällen unnötigerweise zum
Skalpell. Denn die Behandlung mit
steroidhaltigen Salben verspricht in
bis zu 95 Prozent der Fälle den glei-
chen Erfolg (9). Wer trotzdem eine
Zirkumzision vornimmt, also ohne
das Ausnutzen konservativer alterna-
tiver Heilverfahren, setzt sich dem
Vorwurf aus, einen unnötigen und
deshalb medizinisch nicht indizier-
ten Eingriff durchgeführt zu haben.

Medizinisch indiziert ist ein Ein-
griff nicht nur zur Bekämpfung ei-
ner Erkrankung, sondern auch,
wenn er zur Verhütung von Krank-
heiten beiträgt. Vorbeugend solle ei-
ne Zirkumzision etwa wirken gegen
die Entwicklung verschiedener Kar-
zinomata (Peniskrebs, Gebärmut-
terkrebs), die Infektion mit HIV,
aber auch andere venerische Er-
krankungen wie Syphilis oder Go-
norrhö und – wie bereits erwähnt –
gegen Harnwegsinfektionen, Phi-
mose oder Paraphimose (7).

Der Nutzen überwiegt die Nach-
teile allerdings nur dann, wenn eine
Zirkumzision das Risiko einer späte-
ren Erkrankung nicht nur unerheb-
lich verringert. Das Erkrankungsri-
siko ist in den genannten Fällen al-
lerdings sehr gering: Bei Harnwegs-
infekten liegt die Inzidenz bei 1,12
Prozent (10). Für Peniskrebs wies
die American Cancer Society darauf
hin, dass die dabei bestehende Sterb-
lichkeitsrate von der durch Zirkum-
zisionen verursachten aufgehoben
werden dürfte (7). Auch die Wahr-
scheinlichkeit, später an einer mani-
festen Phimose, Paraphimose oder
einer Balanoposthitis zu erkranken,
ist gering – sie liegt zwischen zwei
und vier Prozent (11). Nicht viel an-
ders ist die Sache zu sehen bei Sy-
philis oder Gonorrhö.

Im Jahr 2007 hat die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) die Zir-
kumzision als Vorbeugungsmaß-
nahme gegen HIV-Infektionen emp-
fohlen (12). Gestützt wurde die
Empfehlung auf Studien aus Kenia
und Uganda, deren Ergebnisse dar-
auf hindeuten, dass das HIV-Infekti-
onsrisiko bei beschnittenen hetero-
sexuellen Männern etwa 50 Prozent
geringer ist als bei unbeschnittenen
(13). Ob diese Ergebnisse auf ande-
re Länder übertragbar sind, ist aller-
dings höchst fraglich (14). Zudem
berücksichtigen die weltweit erho-
benen Forderungen nach routine-
und flächendeckender Zirkumzision
nicht, dass die WHO ihre Empfeh-
lung unter den Vorbehalt des An-
steckungsrisikos gestellt hatte. Für

Deutschland ist die Wahrscheinlich-
keit für Neuinfektionen in der hier
interessierenden Altersgruppe der-
art gering, dass die Zirkumzision als
Präventionsmaßnahme gegen HIV
nicht in Betracht kommt, mithin me-
dizinisch nicht indiziert ist.

Eine der reinen Vorbeugung die-
nende Zirkumzision ist demnach
grundsätzlich keine Heilbehand-
lung, also medizinisch nicht indi-
ziert. Ein derart begründeter Ein-
griff hat keinerlei signifikante Vor-
teile, entspricht also auch nicht dem

Es gibt also keine zwingenden Argumente, womit sich eine 
religiöse Beschneidung Minderjähriger begründen lässt.
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Kindeswohl, weshalb die Personen-
sorgeberechtigten nicht dispositi-
onsbefugt sind, eine Einwilligung
also unwirksam ist und nicht recht-
fertigend wirkt.

Zur Rechtfertigung der Zirkum-
zision wird als Vorteil gern die Hy-
giene genannt. Regelmäßige Kör-
perpflege ist allerdings ein wesent-
lich milderes Mittel als eine Zir-
kumzision. Kann ein Eingriff ver-
mieden werden, wenn der mit ihm
bezweckte Erfolg auch anderweitig,
mit weniger intensiven Maßnahmen
erreicht werden kann, dann liegt der
intensivere Eingriff nicht im Kin-
deswohl. Nichts anderes gilt, wenn
der Eingriff allein aus ästhetischen
Gründen vorgenommen werden
soll. Ein Minderjähriger hat hiervon
keinerlei Nutzen, und es ist nicht un-
wahrscheinlich, dass sein ästheti-
sches Empfinden als Volljähriger
ein anderes sein wird.

Der Schaden überwiegt
Während hygienischen oder ästheti-
schen Aspekten eher eine unterge-
ordnete Bedeutung zukommt, die-
nen zur Rechtfertigung einer Zir-
kumzision in vielen Fällen religiöse
Gründe. Auch dabei ist zu fragen, ob
ein derart begründeter Eingriff dem
Wohl des Kindes dient, ob es also
Vorteile gibt, die die Nachteile über-
wiegen.

Die Beschneidung ist als Identifi-
kationsmittel ausgesprochen wich-
tig. Es ist unbestreitbar, dass der
Verzicht auf ein Identifikationsmit-
tel weitreichende Folgen haben
kann, es in der Regel sogar stigmati-
sierend ist, in den die Beschneidung
praktizierenden Sozialgemeinschaf-
ten nicht beschnitten zu sein. Dieser
Umstand allein vermag religiöse
Beschneidungen indes nicht zu
rechtfertigen. Denn eine Rechtsfra-
ge lässt sich nicht lösen, indem man
das Problem auf eine rechtsfreie
Ebene verschiebt. Genau das würde
aber geschehen, ließe man eine
Handlung allein deshalb zu, weil sie
eine Tradition darstellt. Das Milieu
eines Kindes darf erst recht nicht
zum alleinigen Maßstab gemacht
werden, wenn es um die Abwehr
von Gefahren für das Kind geht,
denn sonst hinge es von den Einstel-
lungen und Präferenzen der Ge-

meinschaft ab, ob minderjährigen
Mitgliedern Körperschäden zuge-
fügt werden dürfen. Das gilt in noch
stärkerem Maß, wenn sich das Mi-
lieu bei Beachtung des Verbots auto-
matisch änderte. Denn je mehr Jun-
gen nicht beschnitten werden, umso
weniger wird dieser Zustand Anlass
für Stigmatisierung sein.

Ist man bereit, sich von der Vor-
stellung zu lösen, das Kindeswohl
ausschließlich von Umständen ab-
hängig zu machen, die allein einer
Glaubensgemeinschaft zuzurechnen
sind, dann ist zu fragen, ob der Nut-
zen der Beschneidung als Identifika-
tionsmittel ausreicht, um den Scha-
den zu überwiegen. Welches Ge-
wicht der Beschneidung als Identifi-
kationsmittel zukommt, dafür erge-
ben sich in gesetzessystematischer
Hinsicht Anhaltspunkte aus § 24 des
Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen über die Rechte des Kindes
(Kinderrechtskonvention). Danach
haben die Vertragstaaten „alle wirk-
samen und geeigneten Maßnahmen
(zu treffen), um überlieferte Bräu-
che, die für die Gesundheit der Kin-
der schädlich sind, abzuschaffen“.
Die religiöse Beschneidung ist ein
solcher Brauch. Als Gesundheits-
schädigung im Sinne von § 223 Ab-
satz 1 Alt. 2 StGB ist er zudem für
die Gesundheit der Kinder schädlich.

Es lassen sich weitere Aspekte
anführen, die bei einer Abwägung
Relevanz haben. Wenn es um das
Wohl des Kindes geht, ist immer
auch nach möglichen Alternativen
zu fragen. Eine solche Alternative
bestünde etwa darin, die religiöse
Beschneidung bis zum Vorliegen
der Einsichtsfähigkeit des betroffe-
nen Kindes zu verschieben, ihm also
die Entscheidung zu überlassen.
Während es im Islam keinen allseits
verbindlichen Zeitpunkt für die Be-
schneidung gibt, orientiert das Ju-
dentum sich an den Worten der Bi-
bel, worin der achte Tag nach der
Geburt erwähnt wird. Es werden
aber auch Ausnahmen zugelassen,
etwa bei Krankheit oder körperli-
cher Schwäche. In derartigen Fällen
wird man nicht ein Gläubiger zwei-
ter Klasse, weshalb nichts dagegen-
spricht, solche Ausnahmen zu er-
weitern und die Beschneidung zu
verschieben – vor allem wenn ein

hohes verfassungsrechtlich ge-
schütztes Rechtsgut betroffen ist.

Wie aber verhält es sich mit dem
Recht der Eltern auf weitgehend
selbstbestimmte Erziehung, wozu
über Artikel 4 Absatz 2 Grundgesetz
in besonderem Maß auch das Recht
zur ungestörten Religionsausübung
gehört? Die Antwort ist einfach: So-
weit sich objektiv eine nicht uner-
hebliche Verletzung des Kindes-
wohls feststellen lässt (was bei ei-
nem massiven und nicht notwendi-
gen Eingriff in die körperliche Un-
versehrtheit der Fall ist), gebührt
dem Kindeswohl im Verhältnis zu
Elterninteressen stets der Vorrang.

Gegen das Kindeswohl
Es gibt also keine zwingenden Ar-
gumente, womit sich eine religiöse
Beschneidung Minderjähriger be-
gründen lässt. Bestehen bleiben al-
lein die Nachteile (zu sehen vor al-
lem im irreversiblen Verlust der
Vorhaut), weshalb die religiöse Be-
schneidung nicht im Wohl des Kin-
des liegt, den Personensorgeberech-
tigten für die Einwilligung die Dis-
positionsbefugnis fehlt und damit
der operative Eingriff eine rechts-
widrige Körperverletzung darstellt.

Nimmt ein Arzt an einem nicht
einwilligungsfähigen Jungen eine
medizinisch nicht indizierte Zir-
kumzision vor, wirkt die Einwilli-
gung der Personensorgeberechtig-
ten nicht rechtfertigend, selbst wenn
religiöse Gründe angeführt werden.
Ohne wirksame Einwilligung ist
die Körperverletzung rechtswidrig.
Solange die Rechtslage gerichtlich
nicht geklärt ist, sollte der Arzt die
Vornahme einer medizinisch nicht
indizierten Zirkumzision ablehnen.
Andernfalls besteht die Gefahr, dass
er sich wegen Körperverletzung
nach § 223 StGB strafbar macht.

❚ Zitierweise dieses Beitrags:
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